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Europäischer Gewerkschaftsbund

Europäische Asyl- und
Einwanderungspolitik forcieren

ZAHLENWERK

Das Exekutivkomitee des Europäischen
Gewerkschaftsbundes (EGB) hat Ende
November 2002 in einer Resolution
eine Forcierung der gemeinsamen eu-
ropäischen Asyl- und Einwanderungs-
politik gefordert. So wird der Minister-
rat aufgefordert, vorliegende
Richtlinienentwürfe - unter anderem
zur Familienzusammenführung, zur
Zuwanderung in den Arbeitsmarkt und
zum Status langfristig Aufenthalts-
berechtigter - zu verabschieden.

Die übergreifende Zielsetzung des
EGB ist es, die Migration zu steuern,
illegale Zuwanderung zu reduzieren
und eine Integration von Drittstaat-
lern zu bewerkstelligen - dies nicht
zuletzt mit dem Ziel, das Thema Zu-
wanderung aus den Wahlkämpfen
fern zu halten und die Ausbeutung
von Ängsten in der Bevölkerung zu
verhindern.

Was die Asylpolitik angeht, fordert der
EGB, gemeinsame Kriterien für einen
Flüchtlingsstatus zu entwickeln, die auf
der Genfer Flüchtlingskonvention und
anderen internationalen Übereinkünf-

ten beruhen. Gleichzeitig sollen ge-
meinsame Kriterien entwickelt werden,
um MigrantInnen, die ohne Dokumen-
te hier leben, einen legalen Status ver-
schaffen zu können. „Das Recht von
illegalen ArbeitnehmerInnen auf Mit-
gliedschaft in einer Gewerkschaft muss
unter allen Umständen beibehalten
werden“ - so die Resolution.

Zur Steuerung der Einwanderung zählt
aus Sicht des EGB auch eine nachhal-
tige Entwicklungspolitik in Bezug auf
die Herkunftsländer. Gleichzeitig soll
die Integration der MigrantInnen, die
hier sind, vorangetrieben werden. Das

schließt Chancengleichheit ebenso ein
wie eine Antidiskriminierungspolitik.
MigrantInnen, die lange in der EU le-
ben - so der EGB - sollen beim Wahl-
recht den Unionsbürgern gleichgestellt
werden.

Die Resolution gibt es bislang nur in
der englischen Fassung (Towards a
European policy on immigration and
asylum). Im Fax-Abruf steht sie un-
ter: 0211/4301-600 und im Internet
unter: www.migration-online.de/
exekutivkomitee

Im Rahmen des Seminars „Einwande-
rung nach Kalifornien und nach
Deutschland: Integrationsansätze im
Vergleich“ Ende September in Nürnberg
hat Elmar Hönekopp, Ökonom und Wis-
senschaftler am Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) bei
der Bundesanstalt für Arbeit, ein Refe-
rat zum Thema „Arbeitsmarkt und
Arbeitsmarktperspektiven von Immig-
ranten in Westdeutschland“ gehalten.
Grundlage war eine Auswertung empi-
rischen/statistischen Datenmaterials.
Einige der Folien für das Referat, die
Elmar Hönekopp uns zur Verfügung

gestellt hat, möchten wir - nachein-
ander, beginnend mit dieser Ausgabe -
im Forum Migration veröffentlichen.

Das hier vorgestellte Zahlenwerk zeigt
die Entwicklung der Erwerbsquote.
Festzustellen ist eine leichte Zunahme
des Anteils bei den deutschen Erwerbs-
personen (das sind Berufstätige und
Arbeitslose) und eine Abnahme bei
ausländischen Erwerbspersonen. Es
gibt zu Sorge Anlass, dass insbeson-
dere bei TürkInnen die Erwerbs-
beteiligung in den letzten Jahrzehnten
so stark zurückgegangen ist.Doppelpass

geplant

Deutschland - Frankreich

In einer gemeinsamen Erklärung
Frankreichs und Deutschlands zum
40. Jahrestag des Elyseevertrags, die
am 22. Januar 2003 in Paris veröf-
fentlicht wurde, wurden eine Reihe
von Projekten vorgestellt, bei denen
beide Länder künftig enger zusam-
menarbeiten wollen. Eines ist die Ein-
führung einer doppelten Staatsange-
hörigkeit für die Menschen beider
Länder. BürgerInnen, die ihren Haupt-
wohnsitz im jeweiligen Nachbarland
haben, sollen künftig ein Anrecht auf
zwei Pässe haben.

© Elmar Hönekopp IAB
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Kooperation Sprachverband - Türkiye

Deutsch lernen - in türkischer

Seit September 2002 erscheint in der
Deutschlandausgabe der türkisch-
sprachigen Tageszeitung Türkiye
mehrmals pro Woche die Rubrik „Wir
lernen Deutsch“. Fachlich unterstützt
wird die Gestaltung der Rubrik vom
Sprachverband Deutsch e.V.

Herausgegeben wird Türkiye von dem
Medienunternehmen Ihlas Media &
Trade Center im hessischen Mörfel-
den-Walldorf. Das spricht gezielt die
türkischstämmigen MigrantInnen in
Europa an. Mit der neuen Rubrik sol-
len die LesererInnen motiviert und un-
terstützt werden, Deutsch zu lernen.

LERNTAGE

Seminare
(Handlungsmöglichkeiten in der

Arbeitswelt)

Islam in der Arbeitswelt
2. bis 9. Februar 2003
ver.di Bildungszentrum Berlin

Chancengleichheit im Betrieb - Ak-
tiv werden gegen Diskriminierung
von MigrantInnen am Arbeitsplatz
9. bis 14. März 2003
ver.di Bildungszentrum Berlin

Mit Recht gegen Diskriminierung -
Vom Amsterdamer Vertrag bis zur
Betriebsvereinbarung
16. bis 21. März 2003
DGB Bildungszentrum Starnberger See

Vom Ausländerrecht zum Zuwande-
rungsrecht
16. bis 21. Februar 2003
DGB Bildungszentrum Starnberger See

Staatsbürgerschaft - Einführung in
das aktuelle Staatsbürgerschafts-
recht
30. März bis 4. April 2003
DGB Bildungszentrum Starnberger See

Training für Zivilcourage - Kompaktkurs
30. März bis 4. April 2003
DGB Bildungszentrum Hattingen

Seminare
(Information und Integration)

Trainings

Auf einer viertel Zeitungs-
seite werden dazu kleine
Lerneinheiten angeboten.
Gleichzeitig werden im Um-
feld der Rubrik Berichte darüber
platziert, die schildern, wie
TürkInnen Deutsch lernen und welche
Vorteile sie im Alltag davon haben.

Neben der Tageszeitung Türkiye ver-
legt Ihlas Medien in verschiedenen Re-
gionen regionale Anzeigenblätter auf
Türkisch, die kostenlos verteilt werden.
Deren Auflage liegt bei je 30.000 Ex-
emplaren. Auch bei ihnen soll die Ru-
brik demnächst Einzug halten.

Auf einen eklatanten Fall von Diskri-
minierung verwies der Zentralrat Deut-
scher Sinti und Roma, der allerdings
kein Einzelfall ist. Konkret geht es um
die so genannte Minderheiten-
kennzeichnung in der Berichterstat-
tung über einen Straftäter, die für das
Verständnis des berichteten Tather-
gangs nicht erforderlich ist. Ende Sep-
tember hatte die Bild-Zeitung Stuttgart
in einem Bericht über die Festnahme
eines Gemäldefälschers diesen gleich
vier Mal als „Zigeuner-Reinhard“ be-
zeichnet.

Diese Kennzeichnung widerspricht
zwar einer Richtlinie des Deutschen
Presserats, um dies auch durchsetzen
zu können, fordert der Zentralrat seit
langem ein Diskriminierungsverbot,
das in den Presse- und Rundfunk-
gesetzen der Länder verankert wer-
den soll. Gleichermaßen soll dies im
Beamtenrecht verankert werden, da
auch in den Polizeiberichten eine un-

nötige Minderheitenkennzeichnung
keineswegs eine seltene Ausnahme
ist. Ziel dabei ist es, die diskriminie-
rende und vorurteilsschürende Wir-
kung solcher Kennzeichnungen zu
verhindern. Diese Zielsetzung fand
auch im „Forum gegen Rassismus“,
wo der Fall auch vorgetragen wurde,
Unterstützung. Eine entsprechende
Formulierung war bereits 1993 vor-
geschlagen und von dem früheren
Verfassungsrichter Helmut Simon
begründet worden. Darin heißt es,
dass die Berichterstattung so zu hal-
ten sei, „dass sie nicht diskriminie-
rend und vorurteilsschürend wirkt.
Insbesondere darf nicht bei Berich-
ten über Beschuldigte einer Straftat
auf deren mögliche Zugehörigkeit zu
einer ethnischen, religiösen oder se-
xuellen Minderheit oder deren Haut-
farbe hingewiesen werden, ohne
dass für das Verständnis des berich-
teten Vorgangs ein zwingender
Sachbezug besteht.“

Schritte gegen
vorurteilsschürende

Berichterstattung gefordert

Zentralrat Deutscher Sinti und Roma

Informationen:
Ihlas Medien Kenan Kubilay, Mit-
glied der Geschäftsführung, Tel.
06105-98130, Sprachverband
Deutsch e.V. (Petra Szablewski-
Cavus) Tel.: 06131/96 444-73
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schließlich besser, wie er sich in der
Gesellschaft bewegen muss, um Erfolg
zu haben.“

Gründe für das geringe Interesse an
einer Ausbildung sind unter anderem
zu geringe Informationen über das
deutsche Bildungssystem und man-
gelnde Sprachkenntnisse, aber auch die
Tatsache, dass es bislang noch zu we-
nige Vorbilder in der eigenen
Community gibt, an denen Jugendliche
sich orientieren können. Patentrezep-
te, wie eine Verbesserung erreicht wer-
den kann, gibt es nicht. Wichtig ist aber
auf jeden Fall, die Eltern einzubeziehen,
da Berufsentscheidungen in türkischen
Familien zumeist gemeinsam getroffen
werden.

Von zentraler Bedeutung ist aus Sicht
Erdogans auch, die türkische Sprache als
Fremdsprache zu entdecken. Die Inter-
nationalisierung der Wirtschaft und die

Tatsache, dass Deutschland für die Tür-
kei der wichtigste Handelspartner ist,
macht deutlich, dass Mehrsprachigkeit
auch in Bezug auf Türkisch wichtig ist.
Das hier vorhandene Potenzial wird zu
wenig genutzt. Eine Aufwertung von
Türkisch würde auch das Selbstwert-
gefühl junger TürkInnen stärken und sie
zum Lernen motivieren.

Die Bestandsaufnahme zur Ausbil-
dung türkischer Jugendlicher in
Deutschland steht im Fax-Abruf un-
ter: 0211/4301-601 und im Internet
unter: www.migration-online.de/
bestandsaufnahme
Informationen auch bei:
Türkisches Generalkonsulat Köln
Metin Erdogan
Arbeits- und Sozialattaché
Luxemburger Str. 285
50354 Hürth
Tel.: 02233/76 732
E-Mail: metine24@hotmail.com

Beruf ist ein goldenes Armband

Sinkende Ausbildungsbeteiligung
türkischer Jugendlicher

Meslek Altin Bileziktir - Beruf ist ein
goldenes Armband - dieses türkische
Sprichwort haben sich 25 türkische
Vereine und Verbände zum Motto ge-
wählt, um die Ausbildung türkischer
Jugendlicher in Deutschland zu för-
dern. Auch das türkische General-
konsulat in Köln wirbt mit diesem
Sprichwort bei den Eltern, damit sie
ihre Kinder darin unterstützen, eine
Ausbildung aufzunehmen.

In einer Bestandsaufnahme der Situa-
tion verweist der türkische Arbeits-
und Sozialattaché Metin Erdogan auf
die seit 1993 sinkende Zahl junger
TürkInnen, die eine Ausbildung absol-
vieren. Ausbildung und die damit deut-
lich besseren Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt sind auch ein wichtiger
Beitrag zu Integration. Erdogan: „Wer
eine Ausbildung absolviert, lernt ne-
ben ökonomischen auch gesellschaft-
liche Regeln und Gesetze und weiß

Dank der Ratifizierung durch Ost Timor
konnte die UNO-Konvention zum
Schutz von WanderarbeitnehmerInnen
und ihrer Familien in Kraft treten. Da-
mit wurde die nötige Anzahl von 20
Ratifizierungen erreicht. Beschlossen
wurde die Konvention bereits im Jahr
1990. Der Internationale Gewerk-
schaftsbund, der sich seit Jahren für
das Inkrafttreten einsetzt, begrüßt die
Entwicklung, berichtet gleichzeitig von
schweren Verstößen gegen die Rech-
te von WanderarbeitnehmerInnen
etwa in Malaysia, wo derzeit 80.000
ArbeitnehmerInnen aus Bangladesch
ausgewiesen werden.

Insgesamt gibt es weltweit
schätzungsweise 150 Millionen
MigrantInnen, davon ein Drittel allein
in Afrika. Nach Angaben der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation (ILO) in
Genf sind von den 150 Millionen
MigrantInnen insgesamt 100 Millio-
nen ArbeitsmigrantInnen.

In Griechenland, Großbritannien, Ita-
lien und Deutschland wird derzeit das
Forschungsprojekt IAPASIS (Informal
administration practices and shifting
immigrant strategies - Informelle
Behördenpraxis und wechselnde Stra-
tegien von MigrantInnen) durchge-
führt. IAPASIS ist eine vergleichende
Untersuchung, in wie weit nationale
Besonderheiten die Umsetzung von
Zuwanderungsbegrenzungen beein-
flussen.

In Deutschland betreut das Projekt das
Institut für Bildung und Kommunika-
tion in Migrationsprozessen an der
Universität Oldenburg. Schwerpunkte
sind die Aktivitäten der Bundesanstalt
für Arbeit, z.B. die Durchführung von
Außenkontrollen zur Begrenzung ille-

IAPASIS Vergleichende Studie

Illegale Beschäftigung
galer Beschäftigung bei Arbeitnehmer-
Innen aus Polen. Daraus abgeleitet ist
die Fragestellung, wie diese
MigrantInnen ihr Verhalten darauf
ausrichten. So wurden bislang bereits
16 Interviews mit polnischen Migrant-
Innen durchgeführt, die Erfahrung mit
illegaler Beschäftigung haben.

Informationen:
Dr. Dita Vogel
FB 11 EU-Projekt IAPASIS
Postfach 2503
26111 Oldenburg
E-Mail: dita.vogel@uni-oldenburg.de
oder: cyrusnorbert@aol.com

EhepartnerInnen von EU-BürgerInnen haben auch dann das Recht in die EU einzurei-
sen, wenn die Heirat im Ausland stattgefunden hat. Dies entschied der Europäische
Gerichtshof (EuGH) Ende Juli in Luxemburg. Allerdings können sich nur jene Unions-
bürger darauf berufen, die in einem Drittstaat arbeiten oder EU-grenzüberschreitend
tätig sind. Grund dafür ist die fehlende Zuständigkeit der EU für rein nationale oder
zwischenstaatliche Angelegenheiten.

Es bestehe, so der EuGH, ein unmittelbares Aufenthaltsrecht unabhängig davon, ob
ein Mitgliedstaat eine Aufenthaltserlaubnis erteile. Eine Aufenthaltsgenehmigung
könne dem Ehepartner nicht mit der Begründung verweigert werden, dass sein Auf-
enthalt - etwa wegen fehlender Papiere - illegal sei. Geklagt hatte die belgische
Bewegung gegen Rassismus, Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit nachdem ein
Runderlass des belgischen Staates die Familienzusammenführung nach einer im Aus-
land geschlossenen Ehe erschwerte.

(Aktenzeichen C-459/99)
Das Urteil steht im Internet unter: www.curia.eu.int (bei der Suchfunktion das Akten-
zeichen eingeben)

Einreise nach einer im Ausland geschlossenen Ehe

Europäischer Gerichtshof
familienfreundlich

Schutz von
Wanderarbeit-
nehmerInnen
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Globalisierung und
Menschenrechte

KOMMENTAR

amnesty international setzt sich für alle
Menschenrechte in ihrer universellen
Gültigkeit, ihrer Unteilbarkeit und ihrer
Abhängigkeit ein. Das hat auch einen
ganz praktischen Aspekt: Gelingt es, in
der Kette der Menschenrechts-
verletzungen so früh wie möglich ein-
zusetzen, kann schwereren Übergriffen
vorgebeugt werden - Prävention statt
Reaktion!

Die mit dem Schlagwort ‚Globalisier-
ung‘ beschriebene Entwicklung hat seit
den 90er Jahren unbestritten die Ent-
stehung weltweiter ökonomischer
Strukturen von neuer Qualität be-
schleunigt. Dieser rasante Wandel be-
schert wirtschaftlichen Akteuren wie
multinationalen Konzernen enormen
Machtzuwachs. Durchgreifende Ände-
rungen in den Produktionsabläufen und
Strukturen des Welthandels führen
nicht nur zu Verbesserungen. Ganze
Gesellschaften geraten unter massiven
Druck, vielfach klafft die Schere zwi-
schen Arm und Reich immer weiter
auseinander – all das bereitet den Bo-
den für Menschenrechtsverletzungen.

Davon legen die Fälle , die auf den
Schreibtischen der amnesty-Ermittler
landen, beredtes Zeugnis ab; die Ge-
schichten der Opfer sind immer weni-
ger klassische Biographien politischer
Gefangener, sondern zunehmend
Schicksale von Menschen, die Verlet-
zungen wirtschaftlicher und sozialer
Rechte erleiden. Opfer sind zum Bei-
spiel Gewerkschafter in Südkorea, de-
ren Proteste die Regierung gewaltsam
niedergeschlagen hat. Opfer sind Stra-
ßenkinder, die in lateinamerikanischen
Metropolen von Sicherheitskräften
mißhandelt und ermordet werden oder
Frauen, die in mittelamerikanischen

Barbara Lochbihler
Generalsekretärin von amnesty international Deutschland

Maquilas unter Gefährdung ihrer Ge-
sundheit arbeiten müssen. Frauen,
Männer und Kinder die am Rande der
Gesellschaft leben, werden häufig –
auch ohne jeden politischen Hinter-
grund – gefoltert und mißhandelt.

Eine Organisation wie amnesty interna-
tional kann hier nicht untätig bleiben.
Sie muß die Auswirkungen wirtschaftli-
cher Globalisierung und die Muster der
Menschenrechtsverletzungen klar be-
nennen. Dabei wendet sich amnesty
weiterhin in erster Linie an Regierungen.
Denn es sind die Staaten, die sich über
internationale Menschenrechtsverträge
verbindlich zur Wahrung und Förderung
dieser Rechte verpflichtet haben. Aber
angesichts der globalen wirtschaftlichen

Am 19. November 2002 hat der Euro-
päische Gerichtshof in einem Urteil für
Recht erkannt, dass ein Auszubildender
„ein Arbeitnehmer ist, der dem regulä-
ren Arbeitsmarkt dieses Mitgliedstaats
angehört“. Für einen türkischen Staats-
bürger bedeutet das, dass er unter der
Voraussetzung einer ununterbrochenen
Tätigkeit von vier Jahren bei einem Ar-
beitgeber das Recht auf freien Zugang
zu jeder von ihm gewählten Tätigkeit im
Lohn- oder Gehaltsverhältnis hat. Dies
ist geregelt im Beschluss 1/80 des
Assoziationsrats von EU und Türkei.

Der türkische Staatsbürger Bülent Kurz
wurde 1977 in Deutschland geboren
und kehrte 1984 im Rahmen eines
Rückkehrhilfeprogramms in die Türkei

EuGH

Azubi ist Arbeitnehmer
zurück. Im September 1992 wurde ihm
die Rückkehr nach Deutschland zum
Zweck einer Berufsausbildung gestattet.
In den Aufenthaltsbewilligungen war
vermerkt, dass sie nur für die Ausbildung
gültig waren. Von Oktober 1992 bis Mai
1997 absolvierte er eine Ausbildung als
Gas- und Wasserinstallateur. Danach
beantragte er eine Aufenthaltserlaubnis
für den dauernden Aufenthalt, die ab-
gelehnt wurde. Der Widerspruch wurde
abgelehnt und Bülent Kurz im Januar
1999 abgeschoben. Dies war entspre-
chend dem Urteil des EuGH nicht rechtens.

Das Urteil - Rechtssache C-188/00 - steht
im Fax-Abruf unter: 0211/4301-602 und
im Internet unter: www.migration-
online.de/ arbeitnehmerstatus

Entwicklungen wird amnesty ebenso
Wirtschaftsunternehmen und Finanz-
institutionen in die Pflicht nehmen. Es
darf nicht sein, daß der Einsatz für die
Menschenrechte dem Ziel der Profit-
maximierung geopfert wird.

Der wirtschaftlichen Globalisierung
muß endlich eine globale Verwirkli-
chung aller Menschenrechte folgen.
Die Verpflichtung dafür tragen wir alle,
auch die Akteure der Wirtschaft. Impressum
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